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1 Ausgangslage 

Das Quartierplanareal ist heute ein nicht überbautes Grundstück auf der Parzelle 1664. Teilweise 

wird das Gelände heute als Privatparkplatz genutzt. Das Areal wird nördlich von der höher gelege-

nen Arisdörferstrasse und südlich von der Heidenlochstrasse begrenzt. Die Erschliessung erfolgt 

über die verkehrsberuhigte Heidenlochstrasse im Süden. Die Parzelle Nr. 1664 umfasst eine Flä-

che von insgesamt 2'386 m2. Die Lärmimmissionen, verursacht durch die Arisdörferstrasse, beein-

flussen die Arealentwicklung nur gering. 

Westlich der Quartierplanung befindet sich der Kinderspielplatz Brunnmatt mit einem öffentlich zu-

gänglichen Grünraum. Östlich grenzt die ältere Überbauung Pfauenhof an das Gelände an. 

Die Zonenvorschriften Siedlung der Stadt Liestal legen für das Areal die Wohn- und Geschäftszone 

WG3, überlagert mit einer Quartierplanpflicht, fest. 

 

 

Abb. 1: Lage des Quartierplanareals. Luftbild, Quelle: Google Maps 

2 Bebauungskonzept 

Das Bebauungskonzept, welches der Quartierplanung zugrunde liegt, wurde durch Otto und Part-

ner Planung, Architektur, Bauausführung AG entwickelt. Das Konzept wurde von der Stadtbau-

kommission Liestal als auch von der kantonalen Arealbaukommission gutgeheissen. Zur Lösungs-

findung wurde die Parzelle des Kinderspielplatzes mit einbezogen. Es wurden verschiedene Be-

bauungskonzepte erarbeitet. Mit dem vorliegenden Bebauungskonzept kann später auf dem Areal 

des Kinderspielplatzes uneingeschränkt weiter gebaut werden und der innere Grünraum zieht von 

der Pfauenhofsiedlung durch die QP ï Überbauung bis in den heutigen Spielplatz. Das Bebau-

ungskonzept umfasst zwei Baukörper, die jeweils parallel entlang der Arisdörferstrasse bzw. der 

Heidenlochstrasse gesetzt werden. Die Fluchten der Strassenfassade der Pfauenhofsiedlung wer-

Arisdörferstrasse 

N 

Heidenlochstrasse 

Quartierplan 

Areal 

Rheinstrasse 

Alterswohnheim 
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den übernommen. Somit werden über den Grünraum und die Fassadenfluchten Bezüge zur Pfau-

enhofsiedlung geschaffen. Dank der Einstellhallenzufahrt unmittelbar an der Heidenlochstrasse 

werden kurze Erschliessungswege erzeugt. 

Mit der gewählten Massstäblichkeit und Anordnung der Bauten wird ein grosszügiger Innenhof ge-

schaffen. 

Die beiden Mehrfamilienhäuser mit mindestens 18 Wohneinheiten weisen jeweils drei Vollge-

schosse mit Wohnungen variabler Grundrisse zwischen 2½ und 4½ Zimmer auf. Dies bedingt ca. 

24 Stammparkplätze, welche hauptsächlich in der unterirdischen Einstellhalle bereitgestellt wer-

den. Die Wohnungen können in Verbindung mit dem Alters- und Pflegeheim Brunnmatt auch als 

Alterswohnungen genutzt werden. Bei der Nutzung mit Alterswohnungen würde die Wohnungszahl 

eher angehoben werden. Gewerbliche Nutzungen sind nicht vorgesehen. 

Innerhalb der allgemeinen Grün- und Freifläche ist ein Platz zum Spielen und Verweilen vorgese-

hen der multifunktional genutzt werden kann. Die zwischen den Gebäuden geplante Grün- und 

Freifläche sowie die vorgesehene Baumbepflanzung schaffen einen geborgenen Wohnbereich mit 

einer hohen Aussenraumqualität. 

 

Abb. 2: Situationsplan, Quellen: Otto + Partner / Müller Sigrist Architekten 
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3 Organisation, Ablauf und Grundlagen 

3.1 Zuständigkeit  

Eigentümer Bürgergemeinde Liestal als Baurechtegeber; Baurechtsvertrag mit Bau-
rechtsnehmer Paul Schwob Stiftung Liestal 

Projektentwicklung Priora AG Entwicklung, Basel 

Architektur Otto und Partner Planung, Architektur, Bauausführung AG, Liestal;  
städtebauliche Begleitung: Müller Sigrist Architekten AG Zürich 

Quartierplanung  Stierli + Ruggli Ingenieure + Raumplaner AG, 4415 Lausen, M. Ruggli 

Verwaltung Stadt Liestal Stadtbauamt, Herr Heinz Plattner 

Fachkommission Stadt Liestal Stadtbaukommission 

Behörden Stadt Liestal Stadtrat Liestal 

Fachstelle Kanton Amt für Raumplanung 

Fachkommission Kanton Arealbaukommission 

3.2 Planungsablauf  

Nachfolgend werden die wichtigsten Entscheidstationen und Verfahrensschritte aufgeführt. Der 

Planungsablauf wird laufend phasengerecht nachgeführt. 

Vorstellung des Bebauungskonzeptes bei der Stadtbaukommission 10.9.2012, 22.5.2013 11. 9. 2013 

Besprechungen mit Arealbaukommission März 2013 und 28.10.2013 

Projektentwicklung als Grundlage für die Quartierplanung Nov. / Dez. 2013  

Kommunale Vorprüfung durch Stadtverwaltung 20 Juni 2014 ï 12. Sept. 2014 

Freigabe QP durch SR zur kant. Vorprüfung und Mitwirkungsverfahren 25. November 2014 

öffentliches Mitwirkungsverfahren 4. bis 19. Dezember 2014 

Mitteilung Ergebnisse der kantonalen Vorprüfung 16. Februar 2015 

Überarbeiten der Planung infolge kant. Vorprüfung und Mitwirkungsverfahren März 2015 

Beschlussfassung durch den Stadtrat 5. Mai 2015 

Beschlussfassung durch den Einwohnerrat 26. August 2015 

Referendumsfrist 27. August bis 25. September 2015 

Auflageverfahren 1. Oktober bis 30. Oktober 2015 

Eingabe ins regierungsrätliche Genehmigungsverfahren Mitte November 2015 

4 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

4.1 Kantonales Raumplanungs- und Baugesetz (RBG)  

Das kantonale Raumplanungs- und Baugesetz (RBG) sieht gemäss §§ 37 ff. das Planungsinstru-

ment der Quartierplanung als Sondernutzungsplanung vor. Mit einer Quartierplanung kann für ei-

nen definierten Teil der Bauzonenfläche von den Bestimmungen der ordentlichen Zonenvorschrif-

ten abgewichen werden. Eine gebietsmässige Anwendungsbeschränkung ergibt sich aus der kan-

tonalen Rahmengesetzgebung nicht. 
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4.2 Kantonaler Richtplan  

Das Areal der Quartierplanung wird gemäss dem kantonalen Richtplan (KRIP)1 als Wohngebiet 

bzw. Wohn-Mischgebiet ausgewiesen. Weitere Planungsfestlegungen sind im KRIP für das Pla-

nungsgebiet nicht vorhanden. Eine Quartierplanung mit definierter Wohn- Geschäftsnutzung steht 

daher nicht im Widerspruch zum kantonalen Richtplan. Spezifische Aussagen aus den Objektblät-

tern zum Richtplan werden im Kapitel 6.3 behandelt. 

 

Abb. 3: Ausschnitt Richtplan-Gesamtkarte, Quelle ARP BL 

4.3 Zonenreglement Siedlung Liestal  

Im Zonenreglement Siedlung, Abschnitt B (Zonen im Siedlungsgebiet) werden unter Art. 4 Vor-

schriften über die Wohn- und Geschäftszonen WG2, WG3 definiert. Das Quartierplanareal befindet 

sich in der Wohn- und Geschäftszone WG3 mit wenig störenden Betrieben. 

Abschnitt E (Quartierplanung) des Zonenreglements Siedlung, Liestal besagt unter Art. 38, dass 

auf bezeichneten Zonen mit Quartierplanpflicht nur aufgrund eines rechtsgültigen Quartierplanes 

gebaut werden darf. 

Die Quartierplanung "Obere Brunnmatt" wird im ordentlichen Verfahren durchgeführt. 

                                                           
1  Vom Landrat am 26. März 2009 verabschiedet und vom Bundesrat am 08. September 2010 genehmigt. 

Standortbereich des 
Quartierplan-Areals  
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5 Bestandteile und Schwerpunkte der Quartierplanung  

5.1 Bestandtei le  

5.1.1 Öf fent l ich- recht l iche Planungsdokumente  

- Quartierplan-Reglement  

- Quartierplan (Situation und Schnitt, 1:500) 

5.1.2 Pr ivat-recht l icher  Ver t rag 

- Quartierplan-Vertrag (Erstellung pendent) 

Gemäss § 46 RBG2 bildet ein Quartierplan-Vertrag den privat-rechtlichen Bestandteil einer Quar-

tierplanung. Die erforderlichen privat-rechtlichen Bestandeile für diese Quartierplanung sind in Ka-

pitel 9.1 erläutert. Ein Quartierplanvertrag muss nur erstellt werden, wenn privatrechtliche Rege-

lungen notwendig sind. Der Quartierplanvertrag ist momentan noch nicht erstellt. 

5.1.3 Orient ierende Dokumente  

- Begleitbericht gemäss § 39 RBG3 

5.2 Zweck und Zielsetzung der Quart ierplanung  

Die Quartierplanung "Obere Brunnmatt" bezweckt eine geordnete, haushälterische Nutzung des 

Bodens und soll eine umweltgerechte, wohnhygienisch, architektonisch und städtebaulich sowie 

erschliessungsmässig gute, auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung angepasste Überbauung 

gewährleisten. Dies unter Beachtung der folgenden areal- und projektspezifischen Zielsetzungen: 

- Sicherstellung einer quartierverträglichen Siedlungsentwicklung auf der Grundlage eines Be-

bauungs- und Aussenraumkonzeptes 

- Sicherstellen einer qualitativ hochwertigen Überbauung mit vorwiegend Wohnnutzung, welche 

sich gut in die vorhandene Topographie und in das benachbarte Siedlungsgebiet einpasst. 

- Abstimmung von Architektur, Farbe und Materialien der Baukörper 

- Sicherstellung einer energieeffizienten Bauweise 

- Sicherstellung einer naturnahen Aussenraumgestaltung im Sinne des ökologischen Ausgleichs 

Der Zweck und die Zielsetzungen für die zukünftige bauliche Nutzung des Quartierplan-Areals sind 

im Quartierplan-Reglement aufgeführt. Mit den Quartierplan-Vorschriften (Plan und Reglement) 

wird die entsprechende Umsetzung des Zwecks und der genannten Zielsetzungen planungsrecht-

lich sichergestellt. 

                                                           
2 Quartierplan-Vertrag: Sicherstellung Funktionalität der Quartierplanung, welche nicht öffentlich-rechtlich festgelegt werden können. 
3 Begleitbericht: Berichterstattung zum Inhalt und Verfahren der Quartierplanung (= vorliegender Bericht) 
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5.3 Inhalte der Quartierplanung (Erläuterung der Schwerpunkte)  

5.3.1 Bebauung 

Baubereiche für Hauptbauten: 

Die Baubereiche für die Hauptbauten wurden auf der Grundlage des Bebauungskonzeptes im 

Quartierplan (Situation und Schnitt, 1:500) definiert. Die Bebauung des Planungsgebietes erfolgt 

somit ausschliesslich in den Baubereichen. Weitere Hauptbauten sind nicht zulässig. Die Baube-

reiche legen die Lage, die Ausdehnung sowie die Höhe und die Geschossigkeit der Bebauung fest. 

Messweise der Gebäudehöhe: 

Die Festlegung der Höhe der Hauptbauten bzw. der Baubereichshöhen erfolgte mittels Höhenko-

ten (Meter über Meer). Als massgebender Messpunkt für die Gebäudehöhe (GH) gilt die Oberkante 

des fertigen Dachrandes für Flachdachbauten. Die Definition der Oberkante des fertigen Dachran-

des als Messpunkt erfolgte bewusst, da diese Höhe die baulich in Erscheinung tretende Gebäude-

höhe darstellt. Die Angabe der EG Kote im Schnitt hat nur orientierenden Zweck. Die Terrainge-

staltung und die Aussagen des geologischen Gutachtens führen dazu, dass bei beiden Gebäuden 

ein Sockelgeschoss in Erscheinung tritt. Im Reglement § 5 Abs. 6 werden die maximalem Sockel-

geschosshöhen definiert. 

Mit der Ausnahme von technischen Bauteilen (Entlüftungsbauteile, Liftüberfahren, Energieanlagen, 

Kaminanlagen u. dgl.) darf die im Quartierplan definierte Baubereichshöhe nicht überschritten wer-

den. Technische Bauteile dürfen dabei die Dächer der Hauptbauten nach der technischen Notwen-

digkeit überragen auch wenn die zulässige Gebäudehöhe dadurch überschritten wird. Solche Bau-

teile müssen sich gut ins Gesamtbild einpassen. Die Wahl der technischen Notwendigkeit als mas-

sgebende Grösse für die Überhöhung wurde bewusst vorgenommen um sinnvolle technische Ein-

richtungen nicht bereits im vornherein zu verunmöglichen. 

Solaranlagen dürfen die Dächer der Hauptbauten ebenfalls überragen bzw. die zulässige Gebäu-

dehöhe überschreiten. Auch hier wurde bewusst auf die Definition eines konkreten Masses ver-

zichtet um eine sinnvolle Effizienz der Anlagen nicht bereits im Vorfeld auszuschliessen und um 

die Grundrisskonzeption insbesondere bzgl. der Anordnung von Liftanlagen und Treppenhäusern 

nicht zusätzlich einzuschränken.  

Nebenbauten: 

Als Nebenbauten gelten eingeschossige und unbeheizte Bauten, welche nicht einer Wohn- oder 

Geschäftsnutzung dienen, wie Velounterstände, Schöpfe u. dgl. Im Quartierplan sind keine kon-

kreten Standorte für Nebenbauten definiert. Nebenbauten können innerhalb der Grün- und Freiflä-

che erstellt werden. 
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5.3.2 Nutzung der Bauten  

Nutzungsart: 

In Beachtung der geplanten Nutzung wurde die entsprechende Definition der Nutzungsart festge-

legt. Zulässig ist eine Wohn- und Geschäftsnutzung mit wenig störenden Betrieben im Sinne von 

§ 23 Abs. 3 RBG. Das Bebauungskonzept sieht Wohnbauten mit ca. 18 Wohneinheiten vor. 

Nutzungsdefinition: 

Das Mass der baulichen Nutzung wird mittels der anrechenbaren Bruttogeschossfläche gemäss 

§ 49 Abs. 2 RBV berechnet. In den Quartierplan-Vorschriften wird gemäss § 49 Abs. 3 RBV zudem 

abschliessend definiert, welche Flächen, Bauten und Bauteile nicht zur Bruttogeschossfläche ge-

zählt werden. 

Nutzungsmass: 

Insgesamt umfasst das Planungsgebiet bzw. die Parzelle Nr. 1664 eine Fläche von 2'386 m2. Das 

Überbauungskonzept beinhaltet Gebäude mit einem Fussabdruck von gesamthaft ca. 720 m2. Für 

die Quartierplanung wird eine maximale Bruttogeschossfläche von gesamthaft 2'080 m2 festgelegt.  

Die Verteilung der BGF pro Baubereich auf der Grundlage des Bebauungskonzeptes sieht wie folgt 

aus: 

Baubereich 
BGF gem. Bebauungs-

konzept 

Zulässige BGF gem. 

QP-Reglement 

Baubereiche A + B  2ó061 m2  2'080 m2 

Die BGF der neuen Bauten wird nicht separat pro Baubereich ausgeschieden. Dies ermöglicht eine 

Flexibilität bei der späteren Realisierung unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen wie 

Baubereiche, Gebäudehöhe, Baulinien, Grenzabstände etc. 

Die Quartierplanung weist demnach folgende bauliche Ausnützung auf: 

Ausnützungsziffer (AZ) = 
2

2

386'2

080'2

m

m
  = 0.87 

Das Gesamterscheinungsbild im baulichen Volumen wird durch die Baubereiche in Länge, Breite 

und Höhe abschliessend definiert. 

Es ist Vorgesehen, dass die Grundeigentümerin der Parzelle Nr. 1664 der Stadt Liestal für den 

Ausbau der Heidenlochstrasse einen Landstreifen von ca. 70 m2 abtritt (Details können im QP-

Vertrag geregelt werden). Für die Nutzungsberechnung darf die gesamte ursprüngliche Parzellen-

fläche von 2'386 m2 herangezogen werden. 

5.3.3 Gesta ltung der  Bauten  

Die Lage, Grösse und die Höhe der Bauten werden im Quartierplan durch die Baubereiche für 

mehrgeschossige Bauten sowie die Angabe der maximalen Gebäudehöhe und die Geschosszahl 

definiert. 
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Der Baubereich A wird entlang der Heidenlochstrasse durch die rechtskräftige Strassenbaulinie 

begrenzt. Der Baubereich für den Baukörper an der Arisdörferstrasse richtet sich nach der Gebäu-

deflucht des Nachbargebäudes (Überbauung Pfauenhof) auf den Parzellen Nrn. 1665 / 1666 aus. 

Um die Gebäudehöhe exakt begrenzen zu können, weisen die Baubereiche gegenüber dem Be-

bauungskonzept wenig Reserve auf. Für die maximale Gebäudehöhe (GH) sind die Koten im Quar-

tierplan massgebend. 

5.3.4 Aussenraum 

Die Nutzung des Aussenraums ist im Quartierplan konzeptionell festgelegt. Im Reglement wurde 

definiert, dass Gestaltung, Nutzung, Bepflanzung des Aussenraumes etc. in einem Nachweis zur 

Umgebungsgestaltung erbracht werden muss. 

Grünflächen und Bepflanzung: 

Die Grün- und Freiflächen sind als gestaltete Gartenflächen anzulegen. Die im Reglement be-

schriebene Grünflächenziffer beschreibt den minimalen Anteil an ökologischen Ausgleichsflächen. 

14 % der Grundstücksfläche (334 m2) müssen ökologische Werte aufweisen. Den ökologischen 

Flächen werden angerechnet: 

a) ökologisch wertvolle Grünflächen, wie Blumenwiesen, Hecken, Ruderalbepflanzungen zu 

100% 

b) extensive Dachbegrünung, Begrünung von vertikalen Bauteilen (z.B. Fassaden, Mauern), be-

fahrbare Grünflächen (wie z.B. Rasensteine) zu 50 % 

c) Kronenbildende Bäume zu 10 m2 pro Baum 

d) Nisthilfen z. B. für Mauersegler zu 2 m2 pro Nisthilfe 

Für Bepflanzungen im Quartierplan-Areal sind ausschliesslich standortgerechte und einheimische 

Arten zu verwenden. Ruderalflächen sind mit einer lockeren Ausstattung mit Bäumen, Sträuchern, 

Steinen und Holz so zu gestalten, dass der Strukturreichtum für Pflanzen und Kleintiere einen ho-

hen Standard erreicht. Sie sollen dauerhaft erhalten und fachgerecht gepflegt werden. Mit diesen 

Massnahmen soll eine hohe Qualität des Aussenraumes der Siedlung sichergestellt werden. Das 

Bebauungskonzept zeigt im Hof einen Bereich für Spielen und Verweilen. Die Fläche ist im Quar-

tierplan bezeichnet. Die Flächdächer der Hauptbauten sind zu begrünen.  
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Nachweis Grünflächenziffer: 

Grünflächen-Element Fläche / Anzahl Faktor 
Anrechenbare 

Fläche 

Dachbegrünung 

Baubereich A und B 

 550 m2 

(Anteil von 700 m2) 

50 % 

 

 275 m2 

 

Kronenbildende Bäume 4 10 m2 / Baum  40 m2 

Hecken, Blumenwiesen    40 m2 

Total   355 m2 

Parzellenfläche  2ó386 m2 

resultierende Grünflächenziffer  14 % 

 

Nachweis Umgebungsgestaltung: 

Die Sicherstellung einer attraktiven Aussenraumgestaltung ist für die Stadt Liestal ein wichtiger 

Aspekt. Verschiedene Qualitätsmerkmale für eine attraktive Aussenraumgestaltung sind in den 

Quartierplan-Vorschriften enthalten. Damit die Aussenraumgestaltung beurteilt und die Umsetzung 

der Qualitätsmerkmale überprüft werden können, wurde im Reglement definiert, dass der Stadtrat 

im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens einen Nachweis verlangen kann. Dieser Nachweis de-

finiert damit auf Projektstufe die Aussenraum-Festlegungen der Quartierplan-Vorschriften. Im Reg-

lement ist zudem festgelegt, welche Inhalte der Aussenraumgestaltung nachzuweisen sind. 

Dieser Nachweis ist wichtig, damit die bauliche Realisierung bzw. die Ausführung der Aussenraum-

gestaltung im Sinne der Quartierplan-Festlegungen von der Stadt Liestal geprüft und durchgesetzt 

werden. 

Nebenbauten: 

Auf die Festlegung von Standorten für Nebenbauten im Quartierplan wurde bewusst verzichtet. Die 

Gesamtfläche für Nebenbauten wurde zudem im Quartierplan-Reglement auf 50 m2 beschränkt. 

Diese Ziffer resultiert aus folgenden, möglichen Flächen für Nebenbauten: 

- Gartenschöpfe Baubereich A und B:  2 x 12 m2 

- Velounterstände:    25 m2 

Die Überdachung der Einstellhallenrampe ist frei und muss nicht zu den Flächen der Nebenbauten 

gerechnet werden. Anlehnend an die Bestimmungen des Zonenreglements Siedlung wird in den 

Quartierplanvorschriften die Erstellung von Nebenräumen von 7 m2 pro Wohnung in Mehrfamilien-

häusern vorgeschrieben. Unterirdische Bauten sind gemäss übergeordnetem Recht grundsätzlich 

im gesamten Quartierplan-Areal möglich. 

5.3.5 Erschl iessung und Park ierung  

Erschliessung: 

Entlang der westlichen Parzellengrenze wird von der Heidenlochstrasse zur Arisdörferstrasse ein 

öffentlicher, hindernisfreier Fussweg erstellt. Auch quer durch die Überbauung, soll als mittelfristige 
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Option, ein öffentlicher Fussweg möglich sein. Die Bushaltestelle Brunnmatt liegt an der Arisdör-

ferstrasse unmittelbar bei der neuen Überbauung. Die Erschliessung des motorisierten Individual-

verkehrs (MIV) erfolgt ab der Heidenlochstrasse. Dies trifft auch zu für Ausnahmefahrten (z.B. Sa-

nität, Feuerwehr, Umzüge). Die Stamm- sowie die Besucherparkplätze werden in der Einstellhalle 

angeboten. Entlang der Heidenlochstrasse können oberirdisch ca. drei Längsparkplätze für Besu-

cher erstellt werden. 

Bei beiden Gebäuden liegen die Haupteingänge auf der Nordseite. Das Gebäude im Baubereich 

B erhält auf der Südseite einen ebenerdigen Nebeneingang. 

Überdachte Veloabstellplätze werden im Eingangsbereich der Einstellhalle angeboten. Je nach 

Nutzung werden auch Veloabstellplätze bei den hofseitigen Hauseingängen erstellt. 

Parkierung: 

Der Bedarf an Parkplätzen richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen des kantonalen 

Rechts (§ 70 RBV bzw. Anhang 11/1 RBV). Gemäss Bebauungskonzept sind rund 18 Wohnungen 

vorgesehen. 

 

Resultierender Bedarf an Parkplätzen: 

   Bedarf PP 

Nutzung Berechnungsgrundlagen Berechnung S-PP B-PP Total 

Wohnnutzung - Wohneinheiten: 18 WE Stamm-PP:  1 PP /WE 

Besucher-PP: 0.3 PP/WE 

18 6 24 

WE = Wohneinheiten gemäss Konzept 

 
Im Quartierplanreglement wird die maximale Anzahl an Parkplätzen auf 60 Parkplätze festgelegt. 

Eventuell sollen auch Abstellplätze für die Nachbarschaft und das Alters- und Pflegeheim erstellt 

werden. Werden ausgewiesene Alterswohnungen erstellt kann gemäss QP Reglement § 7 Abs.4 

für die Parkplatzberechnung nach Anhang 11/1 RBV ein Reduktionsfaktor von R = 0.5 angewendet 

werden. 

5.3.6 Lärmschutz 

Zuweisung Lärmempfindlichkeitsstufe 

Mit den Quartierplan-Vorschriften ist auch die Lärmempfindlichkeitsstufe gemäss Art. 43 LSV sowie 

gemäss § 12 USG BL festzulegen.  

Das Quartierplan-Areal wird aufgrund der Wohn- und Geschäftsnutzung (wenig störend) sowie in 

Beachtung von Art. 43 Abs. 1 lit. b der LSV der Lärmempfindlichkeitsstufe II zugewiesen. 
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Massgebender Grenzwert 

Das Planungsgebiet ist erschlossen und somit kommen Art. 29 bis Art. 31 der LSV die Immissions-

grenzwerte (IGW) zur Anwendung. Gemäss Anhang 3 der LSV ergeben sich somit für das Pla-

nungsgebiet folgende maximalen Werte der Lärmbelastung: 

- LES II; IGW, tags:  60 dB 

- LES II; IGW, nachts:  50 dB 

Berechnung und Beurteilung der Lärmbelastung 

Eine Beurteilung der Lärmsituation wurde im Rahmen der Quartierplanung durchgeführt. Sie zeigt, 

dass die Immissionsgrenzwerte im Baubereich B beim Tagwert an der lärmzugewandten Fassade 

leicht überschritten werden. Nachts werden die Grenzwerte eingehalten. 

Zur Beurteilung der Aussenlärmbelastung wurde eine Modellrechnung mit dem Programm zur Be-

rechnung Lärm-Immissions-Prognosen (SLIP'08) durchgeführt (Modellaufbau und detaillierte Er-

gebnisse vgl. Anhang 1). Die Berechnung des Emissionswertes der Arisdörferstrasse erfolgt mittels 

DTV von 3'200 Fz (gem. Emissionskataster 2010 BL/ARP) und einer Geschwindigkeit von 50 km/h, 

sowie einer Lärmemission tagsüber von 71.4 dB und nachts von 57.1 dB gemäss Anhang 3 LSV.  

Die Resultate der Berechnung zeigen, dass die massgebenden Grenzwerte an der strassenzuge-

wandten Fassade des Baubereichs B tagsüber um max. 1.8 dB überschritten werden. An den Sei-

tenfassaden des Baubereiches B werden die Grenzwerte eingehalten. 

Die Seitenfassade des Baubereiches B, sowie das an der Heidenlochstrasse liegende Gebäude 

weisen keine Überschreitungen auf. Die folgende Abbildung zeigt die IGW-Überschreitungen am 

Tag und in der Nacht. 

 

Südausrichtung 

Tag 

 

Überschreitung IGW:  0 ï 1 dB  1 ï 3 dB  > 3 dB 
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Massnahmen zum Lärmschutz 

Der Lärmschutz kann entweder mit der Anordnung von lärmunempfindlichen Räumen an der Ge-

bäudeseite zur Arisdörferstrasse oder mit Massnahmen am Gebäude (Lüftungsfenster an den Sei-

tenfassaden oder Schiebfenster vor der eigentlichen Gebäudehülle) sichergestellt werden. Der 

Nachweis erfolgt im Baubewilligungsverfahren. Mit der Anordnung des langen Baukörpers entlang 

der Lärmquelle wird sowohl der Schutz für sich selbst sowie für die dahinterliegenden Bauten und 

den dahinterliegenden Aussenraum sichergestellt. 

Beurteilung Lärmemission Tiefgarage (Plangrundlage: Bebauungskonzept Otto und Partner AG) 

Die Berechnung zeigt auf, dass die Lärmimmission an diesem Fenster im Bereich des Grenzwertes 

liegt. Die Lärmimmission kann mit einer Überdachung der Einstellhallenrampe massgebend ver-

bessert werden. 

6 Berücksichtigung der planerischen Rahmenbedingungen  

6.1 Planungsgrundsätze gemäss eidgenössischen Raumplanungsgesetz  (RPG)  

Die Quartierplanung unterstützt resp. hält die Planungsgrundsätze Siedlung gemäss dem eidge-

nössischen Raumplanungsgesetz (RPG) wie folgt ein: 

 

 

Planungsgrundsätze: Umsetzung in der Quartierplanung: 

- Grundsatz Siedlung a: Wohn- und Arbeits-

gebiete sollen einander zweckmässig zuge-

ordnet und durch das öffentliche Verkehrs-

netz hinreichend erschlossen sein. 

Das Planungsgebiet mit Wohnnutzung liegt in zentrumsnaher Lage 

nahe an übergeordneten Hauptverkehrsachsen und weist eine gute 

Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr auf (siehe Erläuterungen 

zum öffentlichen Verkehr in Kap. 6.7). 

- Grundsatz Siedlung b: Wohngebiete sollen 

vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen 

wie Luftverschmutzung, Lärm und Erschüt-

terungen möglichst verschont werden. 

Die Überbauung liegt an einer gering belasteten Kantonsstrasse 

(Arisdºrferstrasse DTV = 3ó200 Fz). Das gewählte Überbauungskon-

zept schützt die Neubauten selber. 

Durch die Quartierplan-Überbauung und den damit verbundenen Nut-

zungen sind keine Einwirkungen zu erwarten, welche zu lästigen Be-

einträchtigungen des angrenzenden Wohngebietes führen. 

- Grundsatz Siedlung c: Rad- und Fusswege 

sollen erhalten und geschaffen werden. 

Das Fusswegnetz wird beibehalten und sogar ergänzt. Radrouten sind 

auf der Heidenlochstrasse und der Arisdörferstrasse vorhanden. 

- Grundsatz Siedlung d: Günstige Vorausset-

zungen für die Versorgung mit Gütern und 

Dienstleistungen sollen sichergestellt sein. 

Die Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs ist durch die nahe-

Lage zum Zentrum Liestal bestens sichergestellt. 

- Grundsatz Siedlung e: Die Siedlungen sol-

len viele Grünflächen und Bäume enthalten. 

Mit der Quartierplanung werden Grünflächen-Bereiche und ökologi-

sche Ausgleichsflächen sichergestellt. Für die Bepflanzung sind vor-

wiegend standortheimische Pflanzen zu verwenden. 
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6.2 Bedarfsnachweis gemäss Art .  15 (RPG)  

Mit der Quartierplanung wird keine Erweiterung des Baugebietes vorgenommen. Das Areal der 

Quartierplanung befindet sich in der Zone mit Quartierplanpflicht. Ein Bedarfsnachweis für Einzo-

nungen hinsichtlich der baulichen Eignung gemäss Art. 15 RPG muss somit bei der vorliegenden 

Quartierplanung nicht vorgenommen werden.  

6.3 Planungsgrundsätze gemäss kantonalem Richtplan  

Das Planungsgebiet bzw. das Quartierplanareal ist von folgenden Planungsgrundsätzen des kan-

tonalen Richtplans betroffen: 

Planungsvorgaben: Verweis: Umsetzung in der Quartierplanung: 

- Die Siedlungsentwicklung soll schwer-

punktmässig im Einzugsbereich des nati-

onalen und regionalen öffentlichen Ver-

kehrs sowie im Einzugsbereich der beste-

henden Versorgungsstätten mit Dienst-

leistungen und Gütern erfolgen. 

S1.1-PG-a Gute Anbindung an das Netz des öffentlichen Verkehrs 

(Siehe Erläuterungen zum öffentlichen Verkehr, Kap. 6.7). 

Hervorragende Einkaufsmöglichkeiten im nahen Zentrum 

von Liestal. 

- Siedlungsentwicklung nach Innen (Opti-

mierung der Nutzung). 

S2.1-PG-b Generelle Umsetzung mittels Quartierplanung. 

- Verdichte Bauweise und Nachverdichtun-

gen sollen insbesondere an mit ÖV er-

schlossenen Lagen quartier- und umwelt-

verträglich (massgeschneidert) erfolgen. 

S2.1-PG-c Gute Anbindung an Netz des öffentlichen Verkehrs vor-

handen (Siehe Erläuterungen zum öffentlichen Verkehr, 

Kap. 6.7). 

Betreffend baulicher Verdichtung siehe Erläuterungen in 

Kap. 5.3.2 

- Gemeinden berücksichtigen die Gefah-

renhinweiskarten und Gefahrenkarten bei 

ihrer raumwirksamen Tätigkeit. Sie legen 

die notwendigen planerischen und bau-

rechtlichen Schutzbestimmungen in ihren 

Richt- und Nutzungsplänen fest.  

L1.3-PG-b Das Quartierplan-Areal ist keiner besonderen Gefähr-

dung durch Naturgefahren ausgesetzt (Erläuterungen zu 

Naturgefahren siehe Kap. 6.11). 

- Effizienter Einsatz von Energie. VE2.1-PG-a Die Hauptbauten müssen bzgl. Gebäudeisolations- sowie 

Wärmedämmungswerten die gesetzlichen Anforderun-

gen Kt. BL einhalten. Aufgrund der im Kanton BL vorhan-

denen gesetzlichen Grundlagen und Normen wird auf die 

konkrete Festlegung eines bestimmten Energielabels ver-

zichtet. 

- Nutzung ortsgebundener Abwärme. VE2.1-PG-b/c Nicht Gegenstand der Quartierplanung 

- Nutzung örtlich ungebundener Umwelt-

wärme. 

VE2.1-PG-e Erstellung von Solaranlagen (Photovoltaik) zur Strompro-

duktion ist zulässig. 

6.4 Anforderungen an Quartierplanungen gemäss Zonenvorschri f ten  Siedlung 
und Entwicklungsplan '95,  Stadt  Liestal  

Die bereits im Entwicklungsplan '95 definierten Zielsetzungen und Massnahmen für das Wohnge-

biet welche mit den Zonenvorschriften Siedlung konkretisiert wurden, werden in der Quartierpla-

nung umgesetzt. Mit der Festsetzung der Nutzungsart und den entsprechenden Rahmenbedingun-

gen (Aussenräume, Lärmschutz) entsteht ein Wohngebiet im Sinne der angestrebten Siedlungs-

entwicklungsabsichten der Stadt Liestal. Gemäss Entwicklungsplan '95 sowie Zonenvorschriften 
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Siedlung wird für die Bebauung des Areals ein Gesamtkonzept in Form der Quartierplanung erar-

beitet und das entsprechende Nutzungsplanungsverfahren durchgeführt. 

6.5 Landschaftsentwicklungskonzept (LEK)  

Das LEK der Stadt Liestal definiert ökologische Massnahmen im Siedlungsgebiet. Mit diesen Mass-

nahmen soll grundsätzlich eine bessere Umwelt- und Lebensqualität erreicht und Bedingungen für 

eine artenreiche Pflanzen- und Tierwelt geschaffen werden. 

Mit der Einführung einer Grünflächenziffer an welche verschiedene Massnahmen des ökologischen 

Ausgleichs angerechnet werden können (Aussenraumbegrünung, einheimischer und standortge-

rechter Bepflanzung, Dachbegrünung und wasserdurchlässigen Belägen, kronenbildende Einzel-

bäume, Nisthilfe) werden in der vorliegenden Quartierplanung die im LEK aufgezeigten Massnah-

men umgesetzt. 

6.6 Verdichtungsstudie Basel land  

Im Zusammenhang mit dem prognostizierten Bevölkerungszuwachs im Kanton Basel-Landschaft 

wurde vom Kanton eine Verdichtungsstudie erstellt. Darin sollten Gebiete und entsprechende Po-

tentialflächen aufgezeigt werden, welche sich für eine bauliche Verdichtung eignen. 

Durch die bauliche Nutzung von unbebauten Grundstücken innerhalb der Siedlung nimmt die Quar-

tierplanung die Grundgedanken der Verdichtungsstudie auf. 

6.7 Öffent licher Verkehr  

Das Planungsgebiet liegt im Einzugsbereich der Haltestelle Altersheim Brunnmatt des öffentlichen 

Verkehrs: 

(Fusswegdistanz Haltestelle zum QP-Areal ca. 50 m) 

- Autobus AG Buslinie 83: Liestal Bhf. 30-Min.-Takt / Spi-h 

Das Areal der Quartierplanung befindet sich durch die Bushaltestelle "Altersheim" an einer durch 

den öffentlichen Verkehr gut erschlossener Lage. 

6.8 Radrouten 

Auf der Heidenlochstrasse und der Arisdörferstrasse verlaufen kantonale Radrouten. Die Maximal-

geschwindigkeit auf der Heidenlochstrasse beträgt 30 km/h. Die Arisdörferstrasse ist eine Kantons-

strasse. Kürzlich wurde eine Kernfahrbahn mit einem bergseitigen Radstreifen installiert. In beiden 

Fällen besteht kein Handlungsbedarf. 

6.9 Anbindung an das Strassennetz  

Durch das Erschliessungskonzept der Quartierplanung erfolgt die Arealerschliessung ab der im 

Strassennetzplan als Sammelstrasse klassierten Heidenlochstrasse. Die Arisdörferstrasse (Kan-

tonsstrasse) wird daher nicht durch Erschliessungsverkehr beansprucht. Die Zufahrt zur südöstlich 
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gelegenen Einstellhalleneinfahrt erfolgt direkt an die Heidenlochstrasse. Damit ist eine kurze stras-

senverkehrsmässige Erschliessung bzw. Erreichbarkeit ab dem übergeordneten Verkehrsträger 

gewährleistet. 

6.10 Auswirkungen auf das Strassenverkehrsaufkommen  

Nachfolgend wird eine grobe Abschätzung des durch die Quartierplanung generierten Strassen-

verkehrsaufkommens vorgenommen. Als Basis für die Abschätzung des Verkehrsaufkommens 

wird der erforderliche Parkplatzbedarf verwendet. Je nach Nutzungsart (Wohnnutzung) bzw. Ver-

wendungszweck (Stamm- oder Besucherplätze) wird aus dem Parkplatzbedarf ein entsprechendes 

Umschlags- bzw. Fahrtenpotential generiert. 

   Fahrten (Fa) 

Nutzung Berechnungsgrundlagen Berechnung getrennt 

Wohnnutzung 

 

- 18 Stamm-PP 

- 6 Besucher-PP 

VA Stamm-PP:  18 PP x 2.5 Fahrten/PP 

VA Besucher-PP:  6 PP x 1.5 Fahrten/PP 

45 Fa 

9 Fa 

Total 54 Fa 

 
Die Überbauung erzeugt auf der Heidenlochstrasse maximal 54 Fahrten pro Werktag. Somit sind 

täglich mit rund 27 Zu- und 27 Wegfahrten durch die Quartierplan-Überbauung zu rechnen. 

Auf der Arisdörferstrasse liegt die durchschnittliche tägliche Verkehrsbelastung bei rund 3'200 

Fahrten (= DTV2010). Die durch die Planung zusätzlich generierten ca. 54 Fahrten führen zu einer 

geringen Zunahme der Verkehrsfrequenz auf der Arisdörferstrasse von rund 1.7 %. Es ist dabei 

jedoch zu beachten, dass sich dieses zusätzliche Verkehrsaufkommen auf die wochentagspezifi-

sche Tagesbelastung mit den entsprechenden Spitzenstunden verteilt. 

6.11 Umweltverträglichkeitsprüfung  

Gestützt auf die eidgenössische Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (V-UVP) vom 

19. Oktober 1988 unterliegen Anlagen, von welchen mit einer potentiell erheblichen Umweltbelas-

tung auszugehen ist, der Pflicht für eine Umweltverträglichkeitsprüfung. Mit einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung soll die Einhaltung der Umweltschutzgesetzgebung geprüft und beurteilt werden. 

Der Schwellenwert für eine Umweltverträglichkeitsprüfung von 500 Abstellplätzen für Autos wird 

mit der geplanten Parkierung für das Quartierplan-Areal nicht erreicht. (vgl. Anhang V-UVP, Nr. 

11.4). Weitere Anlagen, welche im Anhang zur V-UVP aufgeführt sind, sind in der neuen Quartier-

planung nicht vorhanden und nicht geplant. Somit muss für die Quartierplanung keine Umweltver-

träglichkeitsprüfung im Sinne der eidgenössischen Umweltgesetzgebung durchgeführt werden. 

6.12 Naturgefahren 

Bei Baugebietserweiterungen sowie auch im Rahmen einer Quartierplanung sind, gestützt auf 

Art. 15 des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG), zur Beurteilung der baulichen Eignung 

mögliche Naturgefahrenpotenziale zu berücksichtigen. Die Naturgefahrenpotentiale umfassen 

Hochwasser, Rutschungen sowie Steinschlag. 
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Gemäss den Gefahrenkarten für die Stadt Liestal ist das Planungsgebiet an der nordöstlichen Par-

zellenecke des Quartierplan-Perimeters geringfügig von einem Gefahrengebiet "geringer Gefähr-

dung" infolge permanenter Rutschungen tangiert. Die ausgeschiedenen Baubereiche für Haupt-

bauten sind somit nicht von Naturgefahren betroffen. Im Rahmen der Quartierplanung müssen 

keine Massnahmen zum Schutz vor Naturgefahren sichergestellt werden. 

 

 Abb.6: Auszug aus der Naturgefahrenkarte (synoptische Darstellung), Quelle: geoview.BL 

6.13 Lärmschutz  

Gestützt auf Art. 43 der Lärmschutzverordnung (LSV) und § 12 des kantonalen Umsetzschutzge-

setzes (USG BL) sind Bauzonen einer Lärm-Empfindlichkeitsstufe zuzuweisen. Das Quartier-

planareal liegt heute in der Lärmempfindlichkeitsstufe II (ESII). In der Quartierplanung wird weiter-

hin die ES II definiert. 

Erläuterung zur Umsetzung des Lärmschutzes siehe Kapitel 5.3.6. 

6.14 Grundwasserschutz  /  geologisches Gutachten  

Das Planungsgebiet befindet sich im unterirdischen Gewässerschutzbereich Au, nicht in einer 

Grundwasserschutzzone und es liegt auch nicht im Zuströmbereich eines Pumpwerks. 

 Als Grundlage für das Bauprojekt liess die Bauherrschaft ein geologisches Gutachten erstellen. 

Aufgrund der geologischen Vorkommnisse (Grundwasser, schlechter Baugrund) wurde die Höhen-

lage der Gebäude auf die Geologie abgestimmt. 

N 
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 Zitat aus geologischem Gutachten "Baugrunduntersuchung vom 12.02.2014)  

Geotechnisches Institut AG, Basel 

 Hangseitig wurde Wasser bei ca. 311.9 bis 312.4 m ü. M. festgestellt, talseits bei ca. 310.2 m ü. M. 

Aufgrund der grossen Spiegeldifferenz gehen wir zurzeit davon aus, dass es nicht um ein zusam-

menhängendes Grundwasservorkommen handelt, sondern um Hangwasser auf der Oberfläche 

des Opalinustons, evtl. Wasser aus dem Opalinuston selber bzw. um Schicht- bzw. Stauwasser in 

den weniger bis nicht durchlässigen Bereichen der verlehmten Ergolzschutter bzw. Hangschutts. 

 

Gewässerschutzbereich Au (unterirdisch) 

 Abb.7: Auszug aus der Grundwasserkarte, Quelle: geoview.BL 

6.15 Genereller Entwässerungsplan  

Die Entwässerung des Quartierplan-Areals erfolgt gemäss den Festlegungen des Generellen Ent-

wässerungsplanes (GEP) der Stadt Liestal. 

6.16 Störfal lvorsorge 

Artikel 10 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz und die darauf gestützte Störfallverordnung 

(StFV) haben zum Ziel, die Bevölkerung und die Umwelt vor schweren Schädigungen infolge von 

N 
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Störfällen zu schützen. Im Rahmen der Nutzungsplanung ist die Risikorelevanz bei der angestreb-

ten Siedlungsentwicklung in Bezug auf die Störfallvorsorge zu prüfen. 

Im Umfeld des Planungsgebietes befinden sich keine Störfallbetriebe. 

6.17 Alt lasten 

Für die Parzelle Nr. 1664 ist im Kataster der belasteten Standorte BL kein Eintrag enthalten. Dem-

zufolge sind keine Massnahmen für Altlastenbeseitigungen vorzusehen. 

6.18 Abstände bzw. Baulinien gegenüber Verkehrswegen, Wäldern und Gewäs-
sern 

Gegenüber Verkehrswegen (Strassen, Schienenwege), Wälder und Gewässern sowie Friedhöfen 

sind unter § 95 RBG die einzuhaltenden Abstände von Bauten festgelegt. Diese Abstände können 

mit Baulinien reduziert werden.  

Die rechtskräftigen Strassenbaulinien entlang der Arisdörferstrasse und der Heidenlochstrasse 

werden durch die Quartierplanfestlegungen berücksichtigt. Diese Baulinien sind im Quartierplan 

eingetragen und tangieren die Quartierplanung nicht. Weitere Abstände gemäss § 95 RBG oder 

entsprechende Baulinien gemäss § 96 RBG wirken nicht auf das Planungsgebiet ein. 

6.19 Grenzabstände 

Die Grenzabstände gegenüber angrenzenden Bauparzellen richten sich nach § 90 RBG. Werden 

die gesetzlichen Grenzabstände gegenüber angrenzenden Bauparzellen unterschritten, müssen 

gemäss § 94 RBG entsprechende Näher- und/oder Grenzbaurechte grundbuchrechtlich eingetra-

gen werden. Gegenüber der angrenzenden Parzellen 1663, 1665, 1666 wird ein minimaler Abstand 

von 3.00 m definiert, was dem minimalen Grenzabstand dieser 3-geschossigen Bauten entspricht. 

6.20 Etappierung 

Gemäss Festlegung in § 10 Abs. 3 QP-Reglement ist eine etappenweise Realisierung der Bebau-

ung zugelassen. Dabei muss jedoch der Bedarf an notwendigen Anlagen ï z.B. Parkplätze, Zu-

fahrten, Zugänge etc. ï für die jeweilige Etappe sichergestellt werden. 

6.21 Energie/Ver- und Entsorgung 

Für die Quartierplan-Bebauung ist ein Energiekonzept mit den Zielen erarbeitet worden: 

- Minimierung des Energiebedarfs (Effizienz und Effektivität hinsichtlich Wärme, Kälte und Elektri-

zität) 

- rationelle Energienutzung (Abwärmenutzung, Geräte und Beleuchtung der Energieeffizienz-

klasse A oder A+, LED), Einsatz von erneuerbaren Energien (z.B. Sonnenkollektoren für PV-

Anlagen) nach dem Gebot der Verhältnismässigkeit auf Grund des Standes der allgemein an-

erkannten Technik. 
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- Anschluss an das Fernwärme- oder Gasnetz 

Inhalt und Umfang des Energiekonzeptes sind mit der Stadt Liestal und der Fachstelle Energie des 

kantonalen Amtes für Umweltschutz und Energie (AUE) vor Einreichung des Baugesuches abzu-

sprechen. Neubauten sind im Minergie-Standard oder in einem mindestens gleichwertigen Ener-

gie-standard zu erstellen. Eine Zertifizierung nach Minergie wird nicht verlangt. 

7 Auswirkungen auf rechtskräftige Planungen  

Kommunale Nutzungsplanungs-Vorschriften werden durch die Quartierplan-Festlegungen nicht 

weiter tangiert oder werden darin berücksichtigt. 

8 Folgekosten zu Lasten der Stadt Liestal  

Das Areal der Quartierplanung gilt gemäss der Erhebung "Stand der Erschliessung und Baureife 

2010" als vollständig erschlossen. Mit der Sammelstrasse Heidenlochstrasse ist für den motorisier-

ten Verkehr eine zweckmässige Strassenerschliessungen des Quartierplan-Areals vorhanden. Die 

Leitungsinfrastruktur (Wasser, Abwasser, Elektrizität etc.) ist ebenfalls vorhanden und die geplan-

ten Bauten können daran angeschlossen werden. 

Somit entstehen durch die Quartierplanung "Obere Brunnmatt" gem. § 39 RBG keine Kostenfolgen 

zu Lasten der Stadt Liestal. 

9 Privatrechtlicher Regelungsbedarf  

9.1 Grundsätz liches 

Zur Sicherstellung der Bebauung sowie der Funktionalität der Quartierplanung können ergänzende 

privatrechtliche Regelungen erforderlich sein. Die Regelung dieser allfällig erforderlichen privat-

rechtlichen Belange erfolgt mittels Quartierplan-Vertrag gemäss § 46 RBG, mit welchem die Grund-

lage (im Sinne einer Einverständnis-Erklärung der betroffenen Parteien) für die entsprechenden 

Eintragungen ins Grundbuch hergestellt wird.  

Die Genehmigung einer Quartierplanung erfolgt nur dann, wenn die allfällig erforderlichen privat-

rechtlichen Regelungen in einem Quartierplan-Vertrag sichergestellt sind (RBG § 46 Abs. 2). 

Dienstbarkeiten bedürfen zur Errichtung einer Eintragung im Grundbuch (ZGB Art. 731) und müs-

sen dazu öffentlich-rechtlich beurkundet werden. Die Beurkundung hat vor der Genehmigung durch 

den Regierungsrat zu erfolgen. 

10 Beurteilung des QP-Entwurfs durch die Stadt Liestal  

Die kommunale Vorprüfung der Quartierplanvorschriften wurde vom 20. Juni ï 12. September 2014 

von der Stadtverwaltung durchgeführt. Dabei wurden folgende wesentlichen Änderungen ge-

wünscht: 
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¶ Es soll neben der öffentlichen Fussgängerverbindung von der Arisdörferstrasse zur Hei-

denlochstrasse eine zusätzliche interne Fussgängerverbindung zwischen den Parzellen 

Nr. 1663 und 1665/1666 geben. 

¶ Die Heidenlochstrasse entspricht noch nicht dem Standard einer Sammelstrasse. Für eine 

etwaige Verbreiterung der Strasse ist eine abzutretende Landfläche verbindlich in den 

Quartierplan einzutragen. 

¶ Die oberirdischen Parkplätze an der Heidenlochstrasse sind verbindlich in den Plan einzu-

tragen. 

¶ Räume im Sockelgeschoss, welche dem Wohnen und Arbeiten dienen sind grundsätzlich 

an die Nutzung anzurechnen. Davon ausgenommen sind Räume bis maximal 40 m2. 

¶ Die Sockelgeschosshöhe muss auch bergseits definiert werden: Das Sockelgeschoss darf 

bergseits maximal 1.50 m in Erscheinung treten. 

¶ Sämtliche Wohnungen sind barrierefrei zu erstellen. 

¶ Glasflächen sind so zu gestalten, dass sie keine Gefahr für Vögel darstellen. 

¶ Wenn eine Parzelle zu mehr als 60% der massgebenden Parzellenfläche unterirdisch 

überbaut wird, ist ein hydrogeologisches Gutachten erstellen zu lassen (Inhalt aus dem 

Zonenreglement Siedlung). 

¶ Die im Quartierplan eingetragene öffentliche Fusswegverbindung ist dem Langsamverkehr 

vorbehalten und entsprechend ihrer Funktion hindernisfrei zu gestalten. 

¶ Im § 8 Ver- und Entsorgung ist die Standardforumlierung der Stadt Liestal zu verwenden. 

¶ Die wesentlichen Quartierplanvertragsinhalte sind im Reglement verbindlich festzulegen. 

11 Kantonale Vorprüfung 

Die Quartierplanung "Obere Brunnmatt" wurde mit Schreiben vom 27. November 2014 zur kanto-

nalen Vorprüfung eingereicht. Die Ergebnisse der kantonalen Vorprüfung wurden mit dem Schrei-

ben vom 16. Februar 2015 durch das Amt für Raumplanung an den Stadtrat Liestal mitgeteilt (vgl. 

Anhang 4: kantonaler Vorprüfungsbericht). Die Ergebnisse der Vorprüfung und deren Reaktion der 

Stadt Liestal wurden anlässlich der Besprechung vom 3. März 2015 mit Vertretern der Stadt Liestal, 

dem Amt für Raumplanung, dem Architekten sowie dem Raumplaner besprochen und entspre-

chend festgelegt. 

Im Folgenden wird in der nachstehenden Tabelle erläutert, in welcher Form die Vorprüfungsergeb-

nisse und Forderungen des Kantons in die Quartierplan-Instrumente und Bericht eingearbeitet wur-

den.   




























































